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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Juni 1969 

III/5 — 65304 — Zo 9/1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S, 737) in der zur Zeit 
geltenden Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 


Verordnung zur Festsetzung von Besonderen 
Zollsätzen für EGKS-Waren gegenüber den 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar 


nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen, 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnung 

zur Festsetzung von Besonderen Zollsätzen für EGKS- Waren 
gegenüber den mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 


Auf Grund des § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737), zuletzt 
geändert durch das Elfte Gesetz zur Änderung des 
Zollgesetzes vom 20. Dezember 1968 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1387), verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages: 

§ 1 

Die Bestimmungen des Anhangs „Besondere Zoll- 
sätze gegenüber den mit der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft assoziierten afrikanischen Staa- 
ten und Madagaskar" des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Bundesgesetzbl. 1968 II S. 1044) gelten auch für 
Waren, die vom Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Bundesgesetzbl. 1952 II S. 445, 447) erfaßt werden. 


für die Zeit vom 1. Juni 1969 bis zum Abschluß eines 
neuen „Abkommens über die Erzeugnisse, die unter 
die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallen" mit den seit dem 1. Juni 
1964 mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
fort. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/4266 


Begründung 


(1) Das Assoziierungsabkommen zwischen der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und den 
mit dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar (AASM) vom 20. Juli 1963 
(Bundesgesetzbl. 1964 II S. 289, 294, 1223) läuft am 
31. Mai 1969 aus (Artikel 59 des Abkommens). Ar- 
tikel 60 Abs. 2 des Abkommens sieht jedoch vor, 
daß der Assoziationsrat die bis zum Inkrafttreten 
des neuen Abkommens erforderlichen Übergangs- 
maßnahmen trifft. 

(2) Das Assoziierungsabkommen EWG-AASM gilt 
nicht für die Waren, die dem EGKS-Vertrag unter- 
liegen (EGKS-Waren). Die Begünstigung der EGKS- 
Waren aus den AASM beruht auf dem „Abkommen 
über die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
fallen" vom 20. Juli 1963 (Bundesgesetzbl. 1964 II 
S. 289, 360, 1223). Dieses Abkommen, das zum glei- 


chen Zeitpunkt (1. Juni 1964) wie das Assoziierungs- 
abkommen EWG-AASM in Kraft getreten und eben- 
falls für eine Dauer von fünf Jahren geschlossen 
worden ist, enthält nicht eine dem Artikel 60 Abs. 2 
des Assoziierungsabkoinmens entsprechende Ver- 
tragsklausel. 

(3) Die sechs Mitgliedstaaten der EWG stimmen 
jedoch darin überein, den schon bisher assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar die nach dem 
Abkommen über EGKS-Waren zugestandene Zoll- 
freiheit über den 31. Mai 1969 hinaus im Hinblick 
auf den zu erwartenden Abschluß eines neuen Ab- 
kommens weiterzugewähren. Die vorstehende Ver- 
ordnung soll die kontinuierliche Behandlung der aus 
den AASM eingeführten Waren auch auf dem 
EGKS-Sektor sicherstellen, um die Handelsbeziehun- 
gen zwischen den AASM und der Bundesrepublik 
nicht zu beeinträchtigen. 
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